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GAEDERTZ Rechtsanwälte, Frankfurt am Main 
Nutzen-Risiko-Abwägung bei der Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln*) 
Advantage of use-risk-assessment in connection with the authorization of plant protection products 
Von Joachim Michael 
Zusammenfassung 
Eine Nutzen-Risiko-Abwägung bei der Zulassung von Pflanzen-
schutzmitteln ist grundsätzlich geboten. Im Bereich der Bewer-
tung von Umweltauswirkungen ist die Nutzen-Risiko-Abwä-
gung in der Richtlinie 9 l /414/EWG und ihr folgend in§ 15 Pflan-
zenschutzgesetz ausdrücklich verankert und gegen den etwa ent-
gegenstehenden Wortlaut der niederrangigen Uniform Principles 
im Wege der gesetzeskonformen Auslegung anzuerkennen und 
vorzunehmen. 
Stichwörter: EG-Zulassungsrichtlinie für Pflanzenschutzmit-
tel, Uniform Principles, Pflanzenschutzgesetz, Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln, Nutzen-Risiko-Abwägung 
Abstract 
An advantage of use - risk - assessment in connection with the 
authorization of plant protection products is mandatory. In the 
area of the assessment of the influence of pesticides on the envi-
ronment the necessity of an advantage of use - risk - assessment 
is expressly stipulated in the Council Directive 91/414/EEC and, 
following the Directive, in Section 15 of the German Crop Pro-
tection Act and applicable by way of interpretation in conformity 
with existing law and - to the extent there is a conflict in the 
wording - against the express wording of the lower ranking 
Uniform Principles. 
Key words: EC-Authorization Directive for pesticides, Uni-
form Principles, Crop Protection Act, authorization of pesticides, 
advantage of use - risk - assessment 
Eine Nutzen-Risiko-Abwägung bei der Zulassung von Pflanzen-
schutzmitteln („PSM") ist ein zentraler Auftrag des Gesetzgebers 
an die mit der Durchführung des Pflanzenschutzgesetzes (Gesetz 
zum Schutz der Kulturpflanzen in der Fassung vom 14. Mai 1998 
(BGB!. I S. 950 - „PflSchG")) befaßten Behörden. Dies ergibt 
sich schon aus der Zweckbestimmung des Gesetzes. Zweck des 
insoweit unveränderten Gesetzes ist der Pflanzenschutz einer-
seits und die Abwendung von Gefahren, die durch die Anwen-
dung von PSM entstehen können, andererseits(§ l Nr. 1 und Nr. 
4 PflSchG). Die beiden Zwecke stehen nach dem W01tlaut des 
Gesetzes gleichrangig nebeneinander; es daif nicht von vornher-
ein ein Zweck dem anderen untergeordnet werden. Eine konkrete 
Ausformung des gesetzgeberischen Auftrages zur Vornahme ei-
ner Nutzen-Risiko-Abwägung bei der Zulassung von PSM ist in 
§ 15 Abs. l Nr. 3 lit. e) PflSchG enthalten, wonach ein PSM u. a. 
dann zuzulassen ist, wenn es keine sonstigen nicht vertretbaren 
Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt sowie auf 
den Hormonhaushalt von Mensch und Tier, hat. Bei der Ent-
scheidung der Frage, ob etwa festgestellte „sonstige Auswirkun-
gen" eines PSM vertretbar sind, ist eine Nutzen-Risiko-Abwä-
gung anzustellen. Im sogenannten Paraquat-Urteil 1) vom 10. No-
vember 1988 hat das Bundesverwaltungsgericht in bezug auf den 
inhaltsgleichen § 15 Abs. 1 Nr. 3 lit. b) Pf!SchG alt die Notwen-
digkeit einer Nutzen-Risiko-Abwägung ausdrücklich bestätigt, 
"')Vortrag gehalten zur Sektion 43 „Rechtliche Rahmenbedingungen" anläß-
lich der 51. Deutschen Pflanzenschutztagung in Halle/Saale am 8. Oktober 
1998. 
1) BVerwGE 81, 12 ff.= NuR 1989, 385 ff. 
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und zwar unter Berücksichtigung der folgenden Risiko-Nutzen-
Erwägungen: 
( 1) Der Grad der Wahrscheinlichkeit, daß die nicht auszu-
schließenden Auswirkungen für den Naturhaushalt nachtei-
lig sind. 
(2) Das Gewicht dieses Nachteils. 
(3) Der Vorteil der Mittelverwendung für den Pflanzenanbau. 
( 4) Dessen eventuelle Ersetzbarkeit. 
Die Frage ist, ob sich an dieser eindeutigen und sehr klaren 
Rechtslage durch die Einführung der sog. Einheitlichen Grund-
sätze in Anhang VI der Richtlinie 91/414/EWG (,,Uniform Prin-
ciples")2) etwas geändert hat. 
In der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirt-
schaft und dem Umweltbundesamt wird teilweise die Auffassung 
vertreten, daß mit Einführung der Uniform Principles die Be-
wertung der Auswirkungen von PSM auf den Naturhaushalt ei-
ner Nutzen-Risiko-Abwägung nicht mehr zugänglich sei. Die 
Vertreter dieser Auffassung beziehen sich dabei auf den Wortlaut 
der Uniform Principles in Teil C Abschnitt 1 Ziffer 8 lit. a), wo 
durch eine fehlende Verweisung auf Ziffer 2.5 von Teil C Ab-
schnitt 2 der Uniform Principles eine Nutzen-Risiko-Abwäuunu 
b 
. b b 
e1 der Bewertung „unannehmbarer Auswirkungen auf die 
Umwelt" im Sinne von Artikel 4 Abs. 1 lit. b) v) der Richtlinie 
9 l/4 l 4/EWG3) (insoweit inhaltsgleich mit § 15 Abs. 1 Nr. 3 lit. 
e) PflSchG) ausdrücklich ausgeschlossen werde mit der weiteren 
Folge, daß dies auch für das aus dem europäischen Recht abue-
leitete deutsche Pflanzenschutzrecht gelte. Eine solche Schl~ß­
folgerung ist indessen rechtswidrig. 
Es mag zwar sein, daß bei isolierter Betrachtung des Wortlauts 
der Uniform Principles bei der Beurteilung der „Vertretbarkeit 
sonstiger Auswirkungen auf den Naturhaushalt" im Sinne von 
§ 15 Abs. l Nr. 3 lit. e) PflSchG (oder in der Diktion des inhalts-
gleichen europäischen Rechts: bei der Beurteilung der „Unan-
nehmbarkeit von Auswirkungen auf die Umwelt" im Sinne von 
Artikel 4 Abs. 1 lit. b) v) der Richtlinie 91/414/EWG) kein Raum 
mehr besteht für eine Nutzen-Risiko-Abwägung. Die Uniform 
Principles stehen damit aber im Widerspruch zur Richtlinie 
91/414/EWG bzw. zum Pflanzenschutzgesetz, wo im Bereich 
der Umweltauswirkungen eine Nutzen-Risiko-Abwägung aus-
drücklich vorgesehen und höchstrichterlich bestätigt ist. Dieser 
Widerspruch ist durch gesetzeskonforme Auslegung der Uni-
form Principles aufzulösen. Als jeweils höherrangige Norm ueht 
die Richtlinie den Uniform Principles und das Pflanzensch~1tz­
gesetz der Pflanzenschutzmittelverordnung, in die die Uniform 
Principles Eingang gefunden haben, vor. Für die Ebene des euro-
päischen Rechts hat dies der EuGH in seinem Urteil vom 18. Juni 
19964) zum Verhältnis der ursprünglichen Fassung der Uniform 
Principles (als der niederrangigen Durchführungsrichtlinie) zur 
Richtlinie 91/414/EWG (als der höherrangigen Grundrichtlinie) 
ausdrücklich bestätigt. 
Daraus folgt: Eine Nutzen-Risiko-Abwägung bei der Zulassung 
von PSM ist grundsätzlich geboten. Im Bereich der Bewertung 
von Umweltauswirkungen ist die Nutzen-Risiko-Abwäuunu in 
der Richtlinie 91/414/EWG und ihr folgend in § 15 PflSchG :us-
drücklich verankert und gegen den Wortlaut der niederrangigen 
Uniform Principles im Wege der gesetzeskonformen Ausleuunu 
nach wie vor anzuerkennen und vorzunehmen. b b 
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Neu im Internet: „Pflanzenschutz 
im ökologischen Landbau" 
Die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
(BBA) hat auf ihrer Internetseite www.bba.de/oekoland/oeko-
land.htm ein kostenfreies Informationsangebot unter dem 
Thema „Pflanzenschutz im ökologischen Landbau" bereitge-
stellt, das in etwa vierteljährlichen Abständen aktualisiert und er-
weitert wird. 
Landwirte und Gärtner, die unter Bedingungen des Ökoland-
baus wirtschaften, erhalten eine Zusammenfassung über die ih-
nen zur Verfügung stehenden Pflanzenschutzmittel, aber auch 
über die rechtlichen Rahmenbedingungen, unter denen diese ein-
gesetzt '.~erden dfüfen. Erstmals erfolgt im Internet ein umfas-
sender Uberblick zu den diesbezüglich in der Europäischen 
Union und speziell in Deutschland geltenden Gesetzen und Re-
gelungen. Zu den einzelnen Wirkstoffen werden umfanureiche 
Hintergrundinformationen angeboten, die Auskunft übe1~ Syno-
nym~, Verwendung, Toxizität, Nebenwirkung auf Nützlinge, Zu-
bereitungen usw. geben. 
Als weitere wichtige Mittelgruppe für den ökologischen Land-
bau werden die Pflanzenstärkungsmittel und ihre Einsatzmöu-
lichkeiten erläutert. Auch für den Hobbyuärtner dfüfte die 
Rubrik, in der spezielle Pflanzenschutzprobkme wie z. B. die 
Schnecken- und Nagerabwehr behandelt werden, von Interesse 
sein. Ein weiteres Thema sind Forschungsvorhaben auf dem Ge-
biet des ökologischen Landbaus sowie die aktuellen Aktivitäten. 
Als Beispiel sind die von der BBA initiierten „Fachgespräche 
zum Pflanzenschutz im ökologischen Landbau" zu nennen. In 
diesen Fachgesprächen sollen die Lücken und Probleme im 
Pfla?zenschutz aufgezeigt werden um sie rechtzeitig zu 
schließen bzw. entsprechende Forschungs- und Entwicklunus-
arbeiten aufzunehmen. b 
Gliederung des Internetangebotes 
Pflanzenschutzmittel im ökologischen Landbau entsprechend 
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
•Verordnung (EWG) Nr. 2092/9 l und Liste der darauf basie-
renden und zugelassenen Pflanzenschutzmittel in Deutschland 
Pflanzenschutzmittel zur Herstellung im eigenen Betrieb ent-
sprechend dem deutschen Pflanzenschutzgesetz 
• Pfla1~zenschutzmittel düifen für die Anwendung im eigenen 
Betneb selbst hergestellt werden, wenn die Stoffe und Zube-
reitungen zur Herstellung solcher Mittel in der Liste gemäß 
§ 6a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe b PflSchG enthalten sind. 
Pflanzenstärkungsmittel 
• Dritte wichtige Gruppe der Mittel im ökologischen Landbau 
sind die Pflanzenstärkungsmittel. Es handelt sich hierbei um 
Stoffe, die ausschließlich dazu bestimmt sind, die Wider-
standsfähigkeit von Pflanzen gegen Schadorganismen zu er-
höhen, und die dazu bestimmt sind, Pflanzen vor nichtpara-
sitären Beeinträchtigungen zu schützen. 
Weiterführende Informationen zu ausgewählten Stoffen, die im 
ökologischen Landbau als Pflanzenschutzmittel Verwendung 
finden, sowie zu speziellen Themen 
• Kaliumpermanganat 
• Quassia 
•Schwefel, Netzschwefel, Kaliumsulfid, Kalksulfat 
•Neem 
